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Aufgrund der §§ 2,3 und 28 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der Fas-
sung des Kommunalrechtsreformgesetzes (KommR-
RefG) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19]
S.286) [Artikel 1 KommRRefG] zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23. September 2008
(GVBl.I/08, [Nr. 12], S.202, 207) beschließt die Ge-
meindevertretung Kolkwitz in ihrer Sitzung am
29.06.2010 wie folgt:

1. Die Satzung der Gemeinde Kolkwitz zur Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme eines Platzes in einer kommunalen Kin-
dertagesstätte und zur Betreuung in Tagespflege
(Kita-Satzung).

2. Die Veröffentlichung der Satzung erfolgt im Amts-
blatt für die Gemeinde Kolkwitz.

Kolkwitz, den 29.06.2010

Zubiks, Vorsitzender der Gemeindevertretung

Beschluss Nr. 38/2010
der Gemeindevertretung der Gemeinde Kolkwitz vom 29.06.2010 

zur Satzung der Gemeinde Kolkwitz zur Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer kommunalen Kindertagesstätte 

und zur Betreuung in Tagespflege (Kita-Satzung)

Auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Abs. 2 Satz 1
Ziff. 9 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.
I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S.202, 207)
in Verbindung mit

- § 90 des Sozialgesetzbuches – Achtes Buch (SGB
VIII) – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006
(BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 6. Juli 2009 (BGBl. I S. 1696), 

- § 17 des Zweiten Gesetzes zur Ausführung des
Achten Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder-
und Jugendhilfe (Kindertagesstättengesetz – Ki-
taG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2007
(GVBl. S. 110) und

- § 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 160) 

hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Kolkwitz
in ihrer Sitzung am 29.06.2010 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1 Grundsätze

(1) Für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Kin-
dertagesstätte, die sich in Trägerschaft der Ge-
meinde Kolkwitz befindet und für die Betreuung
in Tagespflege werden Elternbeiträge als Gebühr
erhoben. 

(2) Voraussetzungen zur Aufnahme eines Kindes in
eine Kindertagesstätte bzw. in Tagespflege ist
der Rechtsanspruch auf Betreuung gemäß § 1
KitaG in der jeweils geltenden Fassung und der Ab-
schluss eines Betreuungsvertrages mit der Fest-
legung der Betreuungszeit zwischen den Perso-
nensorgeberechtigten und der Gemeinde
Kolkwitz. Bei der Inanspruchnahme eines Tages-
pflegeplatzes wird zwischen den Personensorge-
berechtigten, der Gemeinde Kolkwitz und der
Tagespflegeperson ein schriftlicher Vertrag ge-
schlossen.

Satzung der Gemeinde Kolkwitz zur Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer kommunalen 

Kindertagesstätte und zur Betreuung in Tagespflege
(Kita-Satzung)

Fortsetzung auf Seite 2
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(3) Mit dem Abschluss des Betreuungsvertrages bzw. Tagespflegever-
trages erkennen die Personensorgeberechtigten die Kita-Satzung der
Gemeinde Kolkwitz an und verpflichten sich zur Einhaltung der im
Betreuungsvertrag bzw. Tagespflegevertrag genannten Bestim-
mungen.

(4) Für Kinder, für die eine Kurzzeitbetreuung gewünscht wird, ist ein
Betreuungsvertrag als Gastkind abzuschließen. Für Gastkinder ist
die Regelung des § 4 Abs. 7 dieser Satzung anzuwenden.

(5) Das Kita-Jahr beginnt in Anlehnung an das Brandenburgische Schul-
gesetz am 1. August eines Jahres und endet am 31. Juli des Fol-
gejahres.

§ 2 
Beitragspflichtiger

(1) Beitragspflichtig sind die Personensorgeberechtigten, auf deren
Veranlassung hin das Kind eine Kindertagesbetreuung bzw. Tages-
pflege in Anspruch nimmt. 

(2) Personensorgeberechtigt ist, wem allein oder gemeinsam mit ei-
ner anderen Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) die Personensorge zusteht. Ob die Personensor-
geberechtigten eines Kindes miteinander verheiratet sind, ist insoweit
nicht von Bedeutung. 

(3) Erfüllen mehrere Personen nebeneinander die Voraussetzungen
des Absatzes 1, so haften sie als Gesamtschuldner. 

§ 3 
Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes bzw. des
im Betreuungsvertrag vereinbarten Aufnahmedatums in eine Kin-
dertagesstätte oder in Tagespflege. Sie endet mit dem Ablauf des
Monats, in dem das Betreuungsverhältnis laut Vertrag endet oder
nach § 13 dieser Satzung gekündigt wird.
Bei Bedarf wird bei einer erstmaligen Aufnahme eine Eingewöh-
nungszeit von zwei Wochen mit vereinbarter Anwesenheit der Per-
sonensorgeberechtigten für Kinder angeboten (ausgenommen ist
hierbei der Hort). Die Eingewöhnungszeit ist bei der Erstaufnah-
me kostenlos. 

(2) Mit dem Ablauf der Eingewöhnungszeit erfolgt die Aufnahme des
Kindes in eine Kindertagesstätte bzw. Tagespflege grundsätzlich
zum 1. eines Monats. 
Sollte in begründeten Ausnahmefällen, welche vorab vom Träger
zu bestätigen sind, eine Aufnahme zu einem späteren Zeitpunkt
erfolgen, so wird ein anteiliger Beitrag erhoben. Bei der 
Berechnung des anteiligen Beitrages wird der Monat zu 20 Tagen
gerechnet. 

(3) Der Elternbeitrag wird in zwölf Monatsraten erhoben. Als pau-
schale Anrechnung von Krankheits- und Urlaubstagen bleibt ein
Monat beitragsfrei. 
Der zu zahlende jährliche Beitrag verringert sich somit um die Höhe
eines Monatsbeitrages. Dementsprechend wird der aus dem Ein-
kommen errechnete monatliche Beitrag mit 11 multipliziert und
anschließend durch 12 dividiert.

(4) Ein vorübergehendes Fernbleiben des Kindes von der Einrichtung
bzw. Tagespflege oder ein Betreuungsabbruch ohne eine rechts-
wirksame Kündigung des Betreuungsvertrages gemäß § 13 Abs. 1
dieser Satzung seitens der Personensorgeberechtigten befreit nicht
von der Zahlungspflicht.
Für Kinder in Tagespflege sind die im Tagespflegevertrag vereinbarten
Kündigungsfristen einzuhalten.

(5) Bei Abwesenheit des Kindes über einen zusammenhängenden Zeit-
raum von mindestens vier Wochen kann in begründeten Fällen (z.
B. Krankenhaus- oder Kuraufenthalt, längere, zusammenhängen-
de Erkrankung des Kindes) auf Antrag und bei Vorlage entspre-
chender Nachweise der Beitrag ganz oder teilweise erlassen wer-
den.
Die Entscheidung hierfür trifft die Gemeinde nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. Auf die Gewährung des Erlasses besteht kein An-
spruch.

§ 4
Beitragsbemessung

(1) Die Elternbeiträge sind sozialverträglich gestaltet und gestaffelt
nach:

- dem jeweiligen Altersbereich des Kindes (Krippe, Kindergarten,
Hort) = Betreuungsform,

- dem Umfang der vereinbarten Betreuungszeit,

- dem anrechnungsfähigen Einkommen der Eltern (§ 7) und

- der Anzahl der unterhaltsberechtigten Kinder.

(2) Die Höhe der zu zahlenden Elternbeiträge ist der Anlage 1 zu ent-
nehmen, die Bestandteil dieser Satzung ist. Der Elternbeitrag er-
mäßigt sich maximal bis zum jeweiligen Mindestbeitrag. Die Fest-
setzung erfolgt durch einen Gebührenbescheid.

(3) Bei mehreren unterhaltsberechtigten Kindern ermäßigen sich die
ermittelten Beiträge ab jedes weitere im Haushalt lebende unter-
haltsberechtigte Kind um jeweils 10 % (siehe Anlage I). 
Als unterhaltsberechtigte Kinder werden alle Kinder berücksich-
tigt, die sich nicht selbst unterhalten können (§ 1602 Abs. 1 BGB).
Als unterhaltsberechtigt gelten alle Kinder der Familie, für die Kin-
dergeld bezogen oder ein Kinderfreibetrag nach dem Einkom-
mensteuergesetz in Anspruch genommen wird. 
Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wird ein Kind als unter-
halsberechtigt berücksichtigt. Danach sind der Gemeinde die ent-
sprechenden Nachweise unaufgefordert vorzulegen. 
Wird nach Abschluss des Betreuungsvertrages nachträglich ein un-
terhaltsberechtigtes Kind angegeben (z.B. aufgrund der Geburt ei-
nes weiteren Kindes), so wird dieses erst ab dem der Bekanntga-
be folgenden Monat berücksichtigt.
Der Mindestbeitrag ist von dieser Regelung ausgeschlossen.

(4) Der Beitrag für einen Kinderkrippenplatz wird bis einschließlich des
Monats berechnet, in dem das Kind das 3. Lebensjahr vollendet
hat. Nach Vollendung des 3. Lebensjahres wird der Beitrag für ei-
nen Kindergartenplatz erhoben. 

(5) Beantragen die Personensorgeberechtigten eine Änderung der Be-
treuungszeit und wird diese durch die Gemeinde mit der Feststel-
lung des Rechtsanspruches bestätigt, so wird der Beitrag in voller
Höhe mit der neuen Stundenzahl erhoben, wenn die Änderung
bis zum 15. des Monats stattfindet. Nach dem 15. des Monats
wird der Beitrag mit der geänderten Betreuungszeit erst ab dem
Folgemonat fällig.

(6) Beim Wechsel von einem kommunalen Kindergartenplatz der Ge-
meinde Kolkwitz in den Hort bis zum 15. des Monats ist der Bei-
trag in dem laufenden Monat für Hortkinder zu entrichten. Wech-
seln die Kinder nach dem 15. des Monats wird der Beitrag für
Kindergartenkinder erhoben.
Findet eine Neuaufnahme im laufenden Monat in den Hort statt,
gilt § 3 Abs. 2 Satz 3 dieser Satzung entsprechend. 
Wird der Betreuungsvertrag von Kindergartenkindern aus kommu-
nalen Einrichtungen zum Schuljahresbeginn aufgrund des Wech-
sels in eine Horteinrichtung außerhalb der Gemeinde gekündigt,
findet die Berechnung des Kindergartenbeitrages gem. § 3 Abs. 2
Satz 3 statt. 
Beim Übergang an weiterführende Schulen zum Ende der Grund-
schulzeit wird ebenfalls vorgenannter Paragraph angewendet.

(7) Bei einer zeitweisen Betreuung eines Kindes in einer Kindertagesstätte
bzw. Tagespflege (Gastkind) wird ein Beitrag für den Grundan-
spruch pro Betreuungstag erhoben.

Betreuungszeit / bis zu über bis zu über 
Betreuungsform 6 Std. 6 Std. 4 Std. 4 Std.

Krippenkind 10,00 € 15,00 €

Kindergartenkind 8,00 € 12,00 €

Hortkind 5,00 € 7,00 €

(8) Für Pflegekinder wird ein monatlicher Pauschalbeitrag festge-
setzt. Für den Pauschalbeitrag wird der Beitragssatz des gelten-
den durchschnittlichen Beitrages der Tabelle für die jeweils 
altersabhängige Betreuungsform und Betreuungszeit zugrunde ge-
legt. 
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2) Der vereinbarte Betreuungsbedarf kann für alle Altersgruppen in
Abstimmung mit der Kita-Leitung bzw. mit der Tagespflegeperson
täglich variabel genutzt werden. Innerhalb einer Woche darf die
tatsächliche Inanspruchnahme die vereinbarte Betreuungszeit nicht
überschreiten. Die Betreuungszeit sollte in der Regel zehn Stun-
den nicht überschreiten.

(3) Wird an Einzeltagen eine verlängerte Betreuungszeit für Kinder be-
gründet benötigt, ist dieser Mehrbedarf vor der Nutzung schrift-
lich bei der Kita-Leiterin anzuzeigen. Es ist dann ein Beitrag je an-
gefangener Stunde in Höhe von 2,50 Euro zu zahlen, welcher per
Bescheid von der Gemeinde festgesetzt wird. 

(4) Bei Überschreitung der im Betreuungsvertrag geregelten Betreu-
ungszeit - ohne vorherige schriftliche Ankündigung - haben die
Beitragspflichtigen je angefangener Mehrstunde einen Beitrag in
Höhe von 5,00 Euro zu zahlen. Hält die Kindertagesstätte aufgrund
der Überschreitung der Betreuungszeit die Regelöffnungszeit nicht
ein, wird ein Beitrag von 20,00 Euro fällig.

(5) Änderungen des im Betreuungsvertrages bzw. Tagespflegevertra-
ges vereinbarten Betreuungsumfanges müssen von den Personen-
sorgeberechtigten schriftlich bei der Gemeinde beantragt werden.

§ 6
Schließzeiten

(1) Die Bekanntgabe der Schließzeiten der in Trägerschaft der Ge-
meinde Kolkwitz stehenden Kindertagesstätten erfolgen im Amts-
blatt der Gemeinde Kolkwitz sowie durch Aushang in den jewei-
ligen Einrichtungen.

(2) Während der Schulferien im Sommer werden Schließzeiten von
drei Wochen festgesetzt. Personensorgeberechtigte, welche eine
Weiterbetreuung während der Schließzeiten benötigen, haben die
Möglichkeit, durch einen schriftlichen Antrag bis zum 31. März
des betreffenden Jahres ihren Bedarf an einer Weiterbetreuung
gegenüber dem Träger der Einrichtung anzuzeigen. Für die Wei-
terbetreuung während der Schließzeiten wird ein zusätzlicher Bei-
trag entsprechend der tatsächlichen Inanspruchnahme erhoben,
da aufgrund § 3 Abs. 3 dieser Satzung für diese Zeit Beitragsfrei-
heit besteht. Bei der Berechnung des anteiligen Beitrages wird der
Monat zu 20 Tagen gerechnet. Diese Regelung gilt für die Betreu-
ung von Kindern in Tagespflege entsprechend.

(3) Zu den Weihnachtsfeiertagen und dem Jahreswechsel können eben-
falls Schließzeiten festgesetzt werden. Die Schließzeit beträgt ma-
ximal zehn Werktage. Eine Weiterbetreuung wird in einer kom-
munalen Kindertagesstätte gewährleistet. 
Die Inanspruchnahme der Weiterbetreuung ist bis zum 25. November
des betreffenden Jahres schriftlich in der Kita, in der das Kind ge-
wöhnlich betreut wird, zu beantragen. Ein zusätzlicher Beitrag für
die Weiterbetreuung während dieser Schließzeit wird nicht erho-
ben.
Von dieser Regelung ist die Tagespflege ausgenommen. Zwischen
Tagespflegeperson und Eltern sind individuelle Abstimmungen zu
treffen.

§ 7
Einkommen

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist das aktuelle positive Jah-
reseinkommen der Eltern. Ein Ausgleich mit Verlusten aus ande-
ren Einkünften und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehe-
gatten bzw. Lebenspartner ist nicht zulässig. 
Dem Einkommen sind steuerfreie Einkünfte, das Kindergeld, Un-
terhaltsleistungen für den Personensorgeberechtigten und das Kind,
für das der Elternbeitrag ermittelt wird, sowie die zur Deckung 
des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen und
sonstige Einkünfte i. S. v. § 22 Einkommensteuergesetz (EStG) hin-
zuzurechnen. 

(2) Von dem positiven Einkommen sind folgende Positionen abzugs-
fähig: 

a) Bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb,
selbständiger Tätigkeit und nicht selbständiger Tätigkeit ein-
schließlich Altersrenten und beamtenrechtlichen Versorgungs-
bezügen sowie bei sonstigen Einkünften i. S. v. § 22 EStG, hier
insbesondere Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz,
sind die Einkommen- und Kirchensteuer, der Solidaritätszuschlag,
die Vorsorgeaufwendungen bzw. die Sozialabgaben, die Wer-
bungskosten, die Sonderausgaben nach § 10 EStG und die au-
ßergewöhnlichen Belastungen nach § 33 EStG bei Vorlage ent-
sprechender Nachweise abzugsfähig.

b) Bei Einkünften aus Kapitalvermögen, Vermietung und Ver-
pachtung sowie sonstigen Einkünften i. S. v. § 22 EStG sind
die Werbungskosten abzugsfähig. 

c) Unterhaltsleistungen, die für ein nicht dem Haushalt angehö-
rendes Kind gezahlt werden, werden, soweit dadurch die ge-
setzliche Unterhaltspflicht erfüllt wird, bei allen Einkommens-
arten vom Einkommen abgezogen. 

(3) Bei Lebensgemeinschaften (Ehe oder eheähnliche Gemeinschaft)
wird das Einkommen beider Partner zugrunde gelegt, sofern sie
Eltern des Kindes sind. Steht ein Lebenspartner in keiner kind-
schaftsrechtlichen Beziehung zum Kind, bleibt sein Einkommen bei
der Ermittlung unberücksichtigt. 
Dies gilt gleichfalls bei nachweislich getrennt lebenden Ehepart-
nern für das Einkommen des nicht mit dem Kinde zusammenle-
benden Elternteils. Die nach der Trennung festgelegten Unter-
haltszahlungen werden hinzugerechnet. 

(4) Verzichten die Eltern auf die Unterhaltszahlungen für das/die im
Haushalt lebende(n) Kind(er), so wird nach § 2 Unterhaltsvor-
schussgesetz in der jeweils geltenden Fassung der in der jeweiligen 
Altersstufe maßgebliche Mindestunterhalt zum Einkommen hinzu-
gerechnet.

(5) Das Elterngeld bleibt bis zu einer Höhe von 300,00 Euro im Mo-
nat als Einkommen unberücksichtigt gemäß § 10 Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz (BEEG). Nicht als Einkommen ange-
rechnet werden das Pflegegeld gem. § 13 SGB XI sowie die Eigen-
heimzulage.

Fortsetzung auf Seite 4

§ 5
Umfang und Art der Betreuung

(1) Folgende Betreuungszeiten können bei der Prüfung des Rechtsan-
spruches festgestellt werden: 

Kinderkrippe Kindergarten Hort

bis zu 4 Std. täglich bis zu 4 Std. täglich bis zu 2 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
20 Std. wöchentlich 20 Std. wöchentlich 10 Std. wöchentlich

bis zu 6 Std. täglich bis zu 6 Std. täglich bis zu 3 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
30 Std. wöchentlich 30 Std. wöchentlich 15 Std. wöchentlich

bis zu 7 Std. täglich bis zu 7 Std. täglich bis zu 4 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
35 Std. wöchentlich 35 Std. wöchentlich 20 Std. wöchentlich

bis zu 8 Std. täglich bis zu 8 Std. täglich bis zu 5 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
40 Std. wöchentlich 40 Std. wöchentlich 25 Std. wöchentlich

bis zu 9 Std. täglich bis zu 9 Std. täglich bis zu 6 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
45 Std. wöchentlich 45 Std. wöchentlich 30 Std. wöchentlich

bis zu 10 Std. täglich bis zu 10 Std. täglich bis zu 7 Std. täglich 
bzw. bzw. bzw.
50 Std. wöchentlich 50 Std. wöchentlich 35 Std. wöchentlich
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§ 8
Erklärung zum Elterneinkommen

(1) Die Einkommensermittlung erfolgt auf der Grundlage einer Erklä-
rung zum Elterneinkommen unter Vorlage geeigneter Einkom-
mensnachweise.

Geeignete Einkommensnachweise sind z.B.:

- Lohnsteuerbescheinigung des Vorjahres, wenn keine wesentli-
chen Änderungen eingetreten sind

- Bewilligungsbescheid der Agentur für Arbeit über Leistungen
nach dem SGB III

- Bescheid über Leistungen der Grundsicherung nach dem SGB
II bzw. SGB XII einschließlich der Anlagen 

- Bestätigung des Steuerbüros zu den positiven Einkünften, be-
triebswirtschaftliche Abrechnung aus der die positiven Ein-
künfte hervorgehen bzw. Einkommensteuerbescheid bei Selb-
ständigkeit

- lückenlos vom Arbeitgeber ausgestellte Verdienstnachweise

(2) Selbständige, die noch keinen Einkommensteuerbescheid erhalten
haben, müssen im ersten Jahr ihr Einkommen, soweit dies mög-
lich ist, unter Vorlage geeigneter Unterlagen, selbst einschätzen.
Nach Vorlage des Bescheides wird der endgültige Elternbeitrag be-
rechnet. Bei einer Abweichung zum bisherigen Elternbeitrag nimmt
die Gemeinde Kolkwitz eine nachträgliche Verrechnung vor.

(3) Die Erklärung zum Elterneinkommen ist von den Eltern unter Vor-
lage der vorstehend genannten Einkommensnachweise bei der
Aufnahme eines Kindes bei der Gemeinde Kolkwitz abzugeben,
spätestens jedoch bis zum Ende des Aufnahmemonats. 

(4) Bei bestehenden Betreuungsverträgen haben die Eltern ihr Ein-
kommen unaufgefordert bis zum 31. März eines jeden Jahres ge-
genüber der Gemeinde Kolkwitz nachzuweisen. 
Änderungen der familiären Situation, die für die Bemessung der
Beiträge erheblich sind, wie z.B. die Änderung des Einkommens,
der unterhaltsberechtigten Kinder oder die Erwerbslosigkeit, sind von
den Eltern sofort nach bekannt werden mitzuteilen. Das Einkom-
men wird dann entsprechend neu berechnet.

(5) Weisen die Eltern gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 sowie § 8 Abs. 3 trotz
Aufforderung zum angegebenen Termin gegenüber dem Träger
der Einrichtung ihr Einkommen nicht nach, zahlen sie für ihr(e)
Kind(er) unter Berücksichtigung der jeweiligen Betreuungsform
und Betreuungszeit den Höchstbetrag. 
Der Höchstbetrag gilt so lange, bis die geforderten Unterlagen bei
der Gemeinde eingegangen sind. Der dann neu errechnete Eltern-
beitrag wird erst ab dem auf die Abgabe der Unterlagen folgen-
den Monat festgesetzt.

(6) Versäumen die Eltern die unverzügliche Bekanntgabe von Ände-
rungen gem. § 8 Abs. 4 Satz 2 und ergibt sich daraus ein gerin-
gerer Elternbeitrag, wird dieser erst ab dem auf die Abgabe der
Unterlagen folgenden Monat festgesetzt.

§ 9
Versorgung

Die Versorgung mit Mittagessen in den Kindertagesstätten erfolgt
durch private Anbieter, die direkt mit den Personensorgeberechtigten
einen entsprechenden Vertrag abschließen. Die Frühstücks- und Ves-
perversorgung sichern die Eltern selbst ab bzw. wird durch die jewei-
lige Kindertagesstätte organisiert. 
Die Versorgung des Kindes in der Tagespflege wird direkt im Tages-
pflegevertrag geregelt.

§ 10
Fälligkeit der Elternbeiträge

(1) Die Elternbeiträge sind bis zum 10. des laufenden Monats bzw.
bei Änderungen des Gebührenbescheides bis zum 10. des darauf
folgenden Monats fällig. Die Zahlung wird an die Gemeinde Kolk-
witz geleistet und kann durch Überweisung, Dauerauftrag oder durch
Hinterlegung einer Einzugsermächtigung erfolgen. 

(2) Bei einer Betreuung gem. § 4 Abs. 7 (Gastkind) sowie bei der Nut-
zung eines Mehrbedarfs gem. § 5 Abs. 3 und 4 dieser Satzung, ist
die Zahlung innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Gebührenbe-
scheides zu leisten.

§ 11
Beitragsermäßigung/Beitragsübernahme

(1) Die Elternbeiträge können gemäß § 90 Abs. 3 SGB VIII auf Antrag
teilweise erlassen oder vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe
übernommen werden, wenn die Belastung dem Kind oder seinen
Eltern nicht zuzumuten ist. Antragsberechtigt sind die Personen-
sorgeberechtigten. Über die schriftlich einzureichenden Anträge ent-
scheidet der Fachbereich Kinder, Jugend und Familie des Landkrei-
ses Spree-Neiße. 

(2) Für Kinder aus Pflegefamilien (§ 33 SGB VIII) können die durch-
schnittlichen Elternbeiträge gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 KitaG vom Fach-
bereich Kinder, Jugend und Familie des Landkreises Spree-Neiße
erstattet werden. 

§ 12
Härtefallklausel

Belegen die Beitragsschuldner durch geeignete Unterlagen, dass sie Emp-
fänger von Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII bzw. Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG) sind, so richtet sich die Höhe der El-
ternbeiträge nach dem Mindestbeitrag für die niedrigste
Einkommensstufe der jeweiligen Betreuungszeit. Der Mindestbeitrag
weist die häusliche Ersparnis in Euro/Monat aus. 
Zu weiteren Härtefällen können Einzelfallentscheidungen getroffen wer-
den.

§ 13
Beendigung des Vertrages

(1) Die Personensorgeberechtigten können den Betreuungsvertrag je-
weils zum Ende eines Quartals, ausgehend vom Kalenderjahr, oder
zum Ende eines Kita-Jahres (gem. § 1 Abs. 5) mit einer Frist von
einem Monat kündigen. Der Posteingang in der Gemeinde Kolk-
witz ist maßgebend. Im begründeten Einzelfall entscheidet die Ge-
meinde Kolkwitz über Ausnahmen.

(2) Der Betreuungsvertrag kann vom Träger fristlos gekündigt werden
aufgrund

- rückständiger Zahlungsverpflichtungen von zwei Monaten trotz
Mahnung; 

- wiederholter Nichteinhaltung der Regelungen im Betreuungs-
vertrag;

- Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser Kita-Satzung.

Die Kündigung bedarf der Schriftform und ist zu begründen.

(3) Rückständige Elternbeiträge werden im Verwaltungszwangsver-
fahren eingezogen. 

§ 14
In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.08.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung für die Inanspruchnahme von gemeindlichen Kindertagesstätten
sowie der öffentlich geförderten Tagespflege in der Gemeinde Kolk-
witz vom 01.05.2003 (Kita-Satzung) außer Kraft. 

Kolkwitz, 29.06.2010

Fritz Handrow
Bürgermeister
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Nichtöffentlicher Teil

Beschluss-Nr. 35/2010
Beschluss über die Vergabe von Bauleistungen
– Dach- und Zimmererarbeiten -  Kitaanbau Kunersdorf

Öffentlicher Teil

Beschluss-Nr. 36/2010
Beschluss über den Entwurf Rathausanbau Kolkwitz

Beschluss-Nr. 37/2010
Beschluss über die Errichtung eines Ergänzungsbaus an der Schule
Krieschow

Beschlüsse der Gemeindevertretung 
Gemeinde Kolkwitz Sitzung 04/ 10 am 18. Mai 2010

Beschlüsse der Gemeindevertretung 
Gemeinde Kolkwitz Sitzung 05/ 10 am 29. Juni 2010

Beschluss-Nr. 38/2010
Beschluss zur Satzung der Gemeinde Kolkwitz zur Erhebung von El-
ternbeiträgen für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer kommu-
nalen Kindertagesstätte und zur Betreuung in Tagespflege (Kita-Satzung)

Nichtöffentlicher Teil

Beschluss-Nr. 39/2010
Beschluss über die Vergabe von Bauleistungen – Spielplatzbau Orts-
teil Glinzig

Beschluss-Nr. 40/2010
Beschluss über die Vergabe von Bauleistungen – Spielplatzbau Orts-
teil Hänchen

Beschluss-Nr. 41/2010
Beschluss zum Straßenbauprogramm Kastanienallee und Stichweg Kie-
fernweg - Vergabe der Straßenbauarbeiten Ortsteil Kackrow

Beschluss-Nr. 42/2010
Beschluss über die Vergabe von Bauleistungen – Deckenerneuerung Turn-
halle Krieschow – Ortsteil Krieschow


